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Stein am Rhein, 11. September 2024 

 

 

Bericht und Antrag zur Initiative «Keine weiteren Mobilfunkantennen» 
 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

1 Antrag 

Der Stadtrat unterbreitet Ihnen folgenden Antrag zur Beschlussfassung: 

‒ Der Einwohnerrat erklärt die Volksinitiative «Keine weiteren Mobilfunkantennen» für ungültig. 
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2 Ausgangslage 

Am 14. Juni 2024 reichte ein Initiativkomitee bei der Stadt Stein am Rhein die kommunale Volksinitiative 

«Keine weiteren Mobilfunkantennen» ein. Der Initiativtext lautet wie folgt: 

«Solange der wissenschaftliche Nachweis für die Unschädlichkeit von Mobilfunkstrahlung für Mensch, 

Fauna und Flora nicht erbracht ist, wird auf die Errichtung von weiteren Mobilfunkantennen auf dem 

Gebiet der Stadt Stein am Rhein verzichtet.» 

Das Initiativkomitee begründet die Initiative auf dem Unterschriftenbogen wie folgt: 

«Es sind bereits zahlreiche wissenschaftliche Arbeiten veröffentlicht worden, die eindeutig darauf 

hinweisen, dass Mobilfunkstrahlung, gesundheitliche Risiken für den Mensch und Gefahren für die 

Umwelt ergeben. Auf die Errichtung von weiteren Mobilfunkantennen kann zudem verzichtet werden, da 

ein Ausbau der Digitalisierung mit der Alternative „Glasfaser in alle Haushalte“ abgedeckt werden kann. 

Eine vollständig zur Verfügung stehende Glasfasertechnologie kann zudem auch das bestehende 

Mobilfunknetz entlasten.» 

Gemäss Art. 11 Abs. 1 der Verfassung der Einwohnergemeinde Stein am Rhein (nachfolgend: 

kommunale Verfassung, StR 101.00) steht 100 Stimmberechtigten für die Schaffung neuer 

Gemeindeaufgaben und Einrichtungen, zum Erlass, zur Abänderung oder Aufhebung von Vorschriften der 

Verfassung und von allgemein verbindlichen Reglementen das Initiativrecht zu. Die Ermittlung der 

gültigen Unterschriften obliegt dem Stadtrat. Auf dem Unterschriftenbogen ist zu bescheinigen, dass die 

Unterzeichner einer Initiative in der betreffenden Gemeinde stimmberechtigt sind (Art. 11 Abs. 3 der 

kommunalen Verfassung i.V.m. Art. 68bis Abs. 1 und Art. 69 Abs. 1 des Schaffhauser Wahlgesetzes). Die 

Ermittlung der gültigen Unterschriften hat ergeben, dass von den eingereichten 131 Unterschriften, 130 

gültig sind. Damit ist die Schwelle von 100 Unterschriften erreicht. Der Stadtrat hat deshalb das 

Zustandekommen der Initiative am 3. Juli 2024 festgestellt. Das Zustandekommen der Initiative wurde 

am 9. Juli 2024 auf der gemeindeeigenen Website publiziert. 

Ab dem Zustandekommen der Initiative hat der Stadtrat drei Monate Zeit, um dem Einwohnerrat Bericht 

und Antrag über die Initiative zu unterbreiten (Art. 11 Abs. 2 der kommunalen Verfassung).  

Um zu überprüfen, ob die Initiative mit der Rechtsprechung im Einklang steht, wurde ein Gutachten von 

der Kanzlei Bürgi Hotz Zellweger Rechtsanwälte in Frauenfeld erstellt. Dieses Gutachten bildet die 

Grundlage für die Bewertung der Initiative hinsichtlich ihrer Gültigkeit. 

3 Erwägungen 

Die Verfassung der Einwohnergemeinde Stein am Rhein regelt das Initiativrecht in Artikel 11. Der Artikel 

bestimmt, für welchen Zweck den Stimmberechtigten das Initiativrecht zusteht und wie bei 

Zustandekommen der Initiative zu verfahren ist. Im Übrigen wird auf die Bestimmungen des kantonalen 

Gemeinde- und des Wahlgesetzes verwiesen. 

Das kantonale Gemeindegesetz (SR 120.100) regelt das Initiativrecht für die Gemeinden mit 

Einwohnerrat in Artikel 45. Die entsprechende Regelung für Stein am Rhein findet sich wie erwähnt in 

Art. 11 der kommunalen Verfassung. 

Das kantonale Gemeindegesetz bestimmt weiter, dass eine Initiative unzulässig ist, soweit für ein 

Geschäft ausschliesslich der Gemeinderat zuständig ist. Ferner hält es fest, dass eine Initiative in Form 

einer einfachen Anregung oder eines ausgearbeiteten Entwurfs eingereicht werden kann. Für das 
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Verfahren bei Initiativen wird auf das Wahlgesetz verwiesen, soweit in der Gemeindeverfassung keine 

besonderen Regelungen vorgesehen werden (Art. 45 und Art. 46 des Gemeindegesetzes). 

Das kantonale Gesetz über die vom Volke vorzunehmenden Abstimmungen und Wahlen sowie über die 

Ausübung der Volksrechte (Wahlgesetz, SR 160.100) enthält in Art. 67 ff. und 76 ff. Bestimmungen über 

die Volksinitiative.  

3.1 Gültigkeit einer Volksinitiative 

Verstösst eine Volksinitiative gegen übergeordnetes Recht, ist sie undurchführbar oder verletzt sie die 

Einheit der Form oder der Materie, so wird die Initiative vom Einwohnerrat für ungültig erklärt (Art. 11 

Abs. 3 der kommunalen Verfassung i.V.m. Art. 76 Abs. 1 des Wahlgesetzes).  

Der Stadtrat erstattet über die Gültigkeit einer Initiative Bericht und stellt zuhanden des Einwohnerrats 

Antrag über die Gültigkeit der Initiative. Das Volk soll nicht an die Urne gebeten werden, wenn eine 

Initiative den rechtlichen Anforderungen nicht genügt. Es erfolgt damit ausdrücklich eine 

Rechtskontrolle, die nicht in eine politische Beurteilung münden darf. Die Prüfung hat im Sinne des 

Grundsatzes «in dubio pro populo» (im Zweifel für das Volk) zurückhaltend zu erfolgen. 

Gestützt hierauf gilt es nachfolgend zu prüfen, ob die eingereichte Volksinitiative «Keine weiteren 

Mobilfunkantennen» die Gültigkeitsvoraussetzungen erfüllt. 

3.2 Einheit der Form 

Die Einheit der Form ist gewahrt, wenn die Initiative entweder ausschliesslich in der Form der 

allgemeinen Anregung oder des ausgearbeiteten Entwurfs gestellt ist (Art. 11 Abs. 3 der kommunalen 

Verfassung i.V.m. Art. 76 Abs. 3 des Wahlgesetzes). Unzulässig ist insbesondere eine Mischform 

(Ehrenzeller/Gertsch, St. Galler Kommentar zur Schweizerischen Bundesverfassung, 3. Auflage, Art. 139 

N 36). 

Die Initiative möchte, dass auf die Errichtung weiterer Mobilfunkantennen auf dem Gebiet der 

Einwohnergemeinde Stein am Rhein verzichtet wird, solange kein wissenschaftlicher Nachweis für deren 

Unschädlichkeit für Mensch sowie Flora und Fauna vorliegt. Die Initiative wurde in der Form einer 

allgemeinen Anregung eingereicht (vgl. auch Initiativbogen). Der Initiativtext enthält keinen 

ausgearbeiteten Entwurf. Eine Mischung der Formen ist nicht erkennbar und die Einheit der Form damit 

gewahrt. 

3.3 Einheit der Materie 

Die Einheit der Materie ist gewahrt, wenn zwischen den einzelnen Teilen einer Initiative ein sachlicher 

Zusammenhang besteht (Art. 11 Abs. 3 der kommunalen Verfassung i.V.m. Art. 76 Abs. 2 des 

Wahlgesetzes). Das Gebot ist ein Ausfluss des Anspruchs der Stimmberechtigten auf eine freie 

Willensbildung und eine unverfälschte Stimmabgabe. Die Stimmberechtigten sollen eine Initiative 

gesamthaft annehmen oder ablehnen können (Ehrenzeller/Gertsch, St. Galler Kommentar zur 

Bundesverfassung, Art. 139 Rz. 40 f.).  

Vorliegend ist das Anliegen der Initiative auf ein Thema beschränkt. Es soll die Errichtung von 

Mobilfunkantennen eingeschränkt werden. Der Initiativtext vermischt keine Themen und ein 

sachwidriger Zusammenhang ist nicht erkennbar. Insbesondere ist die Glasfasererschliessung nicht Teil 
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der Initiative, da sie lediglich zur Begründung, jedoch nicht im Initiativtext erwähnt ist. Die Einheit der 

Materie ist eingehalten. 

3.4 Verstoss gegen übergeordnetes Recht 

Die Initiative bezweckt, dass auf die Errichtung von weiteren Mobilfunkantennen auf dem 

Gemeindegebiet verzichtet wird, solange kein wissenschaftlicher Nachweis für die Unschädlichkeit von 

Mobilfunkantennen für Mensch, Fauna und Flora vorliegt. 

Die Initiative möchte damit den Bau weiterer Mobilfunkantennen einschränken. Fraglich ist, wie das Ziel 

der Initiative umgesetzt werden könnte. Für den Bau von Mobilfunkantennen ist ein 

Baubewilligungsverfahren durchzuführen, womit zu prüfen ist, ob durch einen Eingriff in das kommunale 

Baurecht oder in die Nutzungsplanung das Ziel der Initiative erreicht werden kann. Dies käme einer 

Änderung der kommunalen Bau- und Nutzungsordnung als allgemeinverbindlichem Reglement gleich. 

Mit einer Initiative die Änderung eines allgemeinverbindlichen Reglements zu bezwecken, ist mit dem 

Initiativrecht gemäss Art. 11 der kommunalen Verfassung vereinbar. 

Grundsätzlich können die Gemeinden im Rahmen ihrer bau- und planungsrechtlichen Zuständigkeiten 

auf die Standorte von Mobilfunkanlagen Einfluss nehmen. Sie können Bau- und Zonenvorschriften in 

Bezug auf Mobilfunksendeanlagen jedoch nur in Berücksichtigung der bundesrechtlichen Schranken 

erlassen. Diese Schranken ergeben sich insbesondere aus dem Bundesumweltrecht (Immissionsschutz) 

und dem Bundesfernmelderecht (vgl. BGE 1C_100/2021; BGE 133 II 321, E. 4.3.4).  

Der Immissionsschutz ist bundesrechtlich im Umweltschutzgesetz und den darauf gestützten 

Verordnungen geregelt. Für den Schutz vor nichtionisierender Strahlung, die beim Betrieb ortsfester 

Anlagen erzeugt wird, hat der Bundesrat die Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender 

Strahlung (NISV, SR 814.710) erlassen. Nichtionisierende Strahlung (NIS) tritt in unserer Umwelt in 

verschiedenen Formen auf. Dazu gehören beispielsweise elektromagnetische Felder von Stromleitungen 

(Hochspannung, Bahn, Trafo, Induktion etc.), die hochfrequente elektromagnetische Strahlung von 

Mobilfunk und Funknetzwerken sowie die statischen Magnetfelder der Magnetresonanz (MRI etc.). Die 

NISV regelt somit auch die Immissionen von Mobilfunksendeanlagen. Die Regelung ist abschliessend. 

Für kantonales oder kommunales Recht verbleibt kein Regelungsraum. Erlasse auf Gemeindeebene, 

welche Beschränkungen der Strahlenimmissionen bezwecken, sind deshalb unzulässig (vgl. BGE 133 II 

321, E. 4.3.4). Die Einwohnergemeinde Stein am Rhein kann somit keine Auflagen oder Bedingungen 

verfügen, die über die bundesrechtlichen Anforderungen hinausgehen. Gemeindeeigene bau- oder 

planungsrechtliche Vorschriften zum Schutz der Bevölkerung vor nichtionisierender Strahlung sind 

unrechtmässig.  

Die Regelung des Fernmeldewesens liegt gemäss Art. 92 der Bundesverfassung in der Kompetenz des 

Bundes. Der Bund hat für eine ausreichende und preiswerte Grundversorgung mit Fernmeldediensten in 

allen Landesgegenden zu sorgen. Das Fernmeldegesetz des Bundes hat eine zuverlässige und 

erschwingliche Grundversorgung mit Fernmeldediensten für alle Bevölkerungskreise in allen 

Landesteilen zu gewährleisten. Auch soll das Fernmeldegesetz einen wirksamen Wettbewerb beim 

Erbringen von Fernmeldediensten ermöglichen (Art. 1 Abs. 2 lit. a und c Fernmeldegesetz, SR 748.10). 

Kommunale Vorschriften dürfen nicht die in der Fernmeldegesetzgebung konkretisierten öffentlichen 

Interessen verletzen. Die Vorschriften müssen den Interessen an einer qualitativ guten 

Mobilfunkversorgung und an einem funktionierenden Wettbewerb zwischen den Mobilfunkanbietern 

Rechnung tragen. Soweit die Ziele der Fernmeldegesetzgebung eingehalten werden und eine Regelung 

nicht umweltschutzrechtlichen Interessen dient, sind ortsplanerische Bestimmungen einer Gemeinde – 
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die beispielsweise der Charakterwahrung eines Quartiers dienen – grundsätzlich möglich (vgl. BGE 133 II 

64, E. 5.3). Ein weitgehendes Verbot von Mobilfunkantennen ist jedoch mit der Fernmeldegesetzgebung 

des Bundes nicht vereinbar (BGE 133 II 353, E. 4.2). 

Zusammengefasst können Gemeinden auf den Standort von Mobilfunkanlagen Einfluss nehmen, wenn 

damit nicht der Schutz der Bevölkerung vor nichtionisierender Strahlung bezweckt wird und wenn die 

Vorschriften die Zielsetzung der Fernmeldegesetzgebung einhalten.  

Vorliegend bezweckt die Initiative, dass auf die Errichtung von weiteren Mobilfunkantennen in Stein am 

Rhein verzichtet wird, solange der wissenschaftliche Nachweis für die Unschädlichkeit von 

Mobilfunkstrahlung für Mensch, Fauna und Flora nicht erbracht ist. Gemäss dem Initiativkomitee seien 

bereits zahlreiche wissenschaftliche Arbeiten veröffentlicht worden, die eindeutig darauf hinweisen 

würden, dass Mobilfunkstrahlung gesundheitliche Risiken für Menschen und Umwelt mit sich bringe.  

Aus dem Initiativtext und der Begründung geht hervor, dass mit der Initiative Mensch und Umwelt vor 

geltend gemachter Mobilfunkstrahlung geschützt werden soll. Wie zuvor ausgeführt, können 

ortsplanerische Bestimmungen jedoch nicht dem Schutz der Bevölkerung vor nichtionisierender 

Strahlung dienen. Der Schutz vor Mobilfunkstrahlung ist bundesrechtlich abschliessend geregelt. 

Gemeindeeigene bau- oder planungsrechtliche Vorschriften zum Schutz der Bevölkerung vor 

Mobilfunkstrahlung sind ausgeschlossen. Ein kommunales Verbot von weiteren Mobilfunkantennen ist 

damit umweltrechtlich nicht zulässig.  

Aus dem Initiativtext geht sodann nicht klar hervor, ob insbesondere auf die Errichtung neuer 

Mobilfunkantennen verzichtet werden soll oder auch die Aufstockung oder das Anheben der 

Sendeleistung von bestehenden Anlagen unzulässig sein soll. Unabhängig hiervon führen beide 

Varianten dazu, dass eine zuverlässige und erschwingliche Grundversorgung mit Fernmeldediensten der 

Steiner Bevölkerung zukünftig unter Umständen nicht mehr gewährleistet werden könnte. Daran vermag 

ein Ausbau der Glasfasertechnologie nichts zu ändern. Ein Glasfaseranschluss ermöglicht eine 

schnellere und gleichzeitige Übertragung von Daten bei Verbindung mit dem Internet. Glasfasernetze 

können damit zu einer schnelleren Internetversorgung beitragen. Jedoch sind sowohl im Freien als auch 

unterwegs gut ausgebaute Mobilfunknetze für die Übermittlung von Daten notwendig. Ein 

Glasfaseranschluss vermag damit Mobilfunkantennen nicht zu ersetzen (vgl. unter anderem Bundesamt 

für Kommunikation [BAKOM], Verlegung der Glasfaser in der Schweiz, abrufbar unter 

https://www.bakom.admin.ch/bakom/de/home/telekommunikation/technologie/verlegung-der-

glasfaser-in-der-schweiz.html, BAKOM, Informations-Plattform für 5G und Mobilfunk, Antwort auf die 

Frage «Wieso braucht es zusätzliche Mobilfunkantennen, wenn gleichzeitig überall das Glasfasernetz 

ausgebaut wird», abrufbar unter https://www.5g-info.ch/). Ein Verzicht auf weitere Mobilfunkantennen 

oder auf eine Aufstockung bestehender Antennen gefährdet damit die Ziele der Fernmeldegesetzgebung. 

Eine kommunale Regelung betreffend den Verzicht auf die Errichtung von weiteren Mobilfunkanlagen 

würde damit der Zielsetzung der Fernmeldegesetzgebung widersprechen und ist daher unzulässig.  

Aufgrund der fehlenden Übereinstimmung mit übergeordnetem Recht kann auch offengelassen werden, 

ob der geforderte wissenschaftliche Nachweis der Unschädlichkeit von Mobilfunkstrahlung für Mensch, 

Fauna und Flora nicht bereits vorliegt. Die NISV regelt die Immissionen von Mobilfunksendeanlagen 

abschliessend. Durch die Verordnung wird bundesrechtlich zum Ausdruck gebracht, dass 

umweltrechtskonforme Mobilfunkanlagen derzeit keine gesundheitliche Gefährdung darstellen. Um das 

Risiko für allfällige heute noch nicht erkennbare Gesundheitsfolgen zu reduzieren und die 

Langzeitbelastung tief zu halten, wird die Strahlenbelastung durch Mobilfunkantennen in der Schweiz an 

Orten wie Wohnungen, Schulen, Spitälern oder Kinderspielplätzen über die international empfohlenen 

https://www.bakom.admin.ch/bakom/de/home/telekommunikation/technologie/verlegung-der-glasfaser-in-der-schweiz.html
https://www.bakom.admin.ch/bakom/de/home/telekommunikation/technologie/verlegung-der-glasfaser-in-der-schweiz.html
https://www.5g-info.ch/
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Grenzwerte hinaus noch stärker begrenzt. Um stetig über die gesundheitlichen Auswirkungen von 

nichtionisierender Strahlung informiert zu bleiben, hat der Bund auch eine beratende Expertengruppe 

eingesetzt. Dadurch sollen potentielle Risiken frühzeitig erkannt werden (vgl. BAKOM, https://www.5g-

info.ch/). Das Bundesgericht hat zudem mehrfach bestätigt, dass der Bund der Aufgabe, die technische 

Entwicklung zu verfolgen, nachkomme (vgl. BGE 1C_100/2021, E. 5.3.3). Aufgrund der aktuell 

bekannten Forschungsergebnisse führte auch das Bundesgericht bereits im Jahr 2010 aus, dass von 

umweltrechtskonformen Mobilfunkanlagen zurzeit keine erwiesene gesundheitliche Gefährdung ausgeht 

(BGer 1C_298/2010, Urteil vom 19. Oktober 2010, E. 2.2). Damit müsste in Übereinstimmung mit 

übergeordnetem Recht und Rechtsprechung wohl davon ausgegangen werden, dass der vom 

Initiativkomitee geforderte wissenschaftliche Nachweis der Unschädlichkeit von 

(umweltrechtskonformem) Mobilfunkanlagen für Mensch, Flora und Fauna zum aktuellen Zeitpunkt 

bereits vorliegt und die Initiative auch bei Gültigerklärung und späterer Annahme in einer 

Volksabstimmung keine Wirkung entfalten würde. 

4 Fazit 

Gestützt auf die Ausführungen ist festzustellen, dass ein grundsätzliches Verbot von weiteren 

Mobilfunkantennen auf dem Gemeindegebiet von Stein am Rhein – wie es die Initianten verlangen - mit 

übergeordnetem Recht nicht vereinbar ist. Deshalb ist die Initiative gestützt auf Art. 11 Abs. 3 der 

Verfassung der Einwohnergemeinde Stein am Rhein i.V.m. Art. 76 Abs. 1 des Wahlgesetzes als ungültig 

zu erklären. 

Der Stadtrat anerkennt das Anliegen der Initianten und findet es ehrbar, dass sie an die Gesundheit der 

Bevölkerung denken. Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind, wie in den Erwägungen dargelegt, 

jedoch eindeutig. Im Umgang mit Mobilfunkantennen hat der Stadtrat bereits am 13. Juni 2013 einen 

Grundsatzentscheid getroffen. Dieser hält fest, dass bis auf Weiteres keine städtischen Liegenschaften 

oder Grundstücke innerhalb der Bauzone für die Errichtung von Mobilfunkantennen zur Verfügung 

gestellt werden. Der Stadtrat begründete damals seinen Entscheid damit, dass die Stadt Stein am Rhein 

ein vorbildliches Verhältnis zu ihren Bürgerinnen und Bürgern pflegt und sich der Tatsache bewusst ist, 

dass eine Vermietung oder ein Verkauf städtischer Liegenschaften zum Zweck der Errichtung von 

Mobilfunkantennen erhebliche Unruhe und Misstrauen in der Bevölkerung hervorrufen könnte. Zwar 

kann die Stadt das Errichten von Mobilfunkantennen nicht vollständig verbieten, doch kann sie durch 

Einschränkungen bei der Bereitstellung öffentlichen Grunds für diesen Zweck dem Anliegen der Bürger 

Rechnung tragen. Dieser Grundsatzentscheid hat bis heute Gültigkeit. 

5 Empfehlungen des Stadtrats 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Stadtrat empfiehlt Ihnen, gestützt auf die vorstehenden Ausführungen, das Initiativbegehren «Keine 

weiteren Mobilfunkantennen» für ungültig zu erklären. 

  

https://www.5g-info.ch/
https://www.5g-info.ch/
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STADTRAT STEIN AM RHEIN 

 

 

Corinne Ullmann Timo Bär 

Stadtpräsidentin Stadtschreiber 
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